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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Verwaltungsgrundsätze Verrechnungspreise 2023 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 7. Juni 2023 die Neufassung 
der „Verwaltungsgrundsätze Verrechnungspreise – Grundsätze für die Korrektur 
von Einkünften gemäß § 1 AStG“ veröffentlicht. 

Hintergrund 

Das BMF-Schreiben enthält Regelungen für die Anwendung des internationalen 
Fremdvergleichsgrundsatzes unter Bezug auf die OECD-
Verrechnungspreisleitlinien. Es enthält zudem auch die Verwaltungsgrundsätze 
zu Funktionsverlagerungen. 

Inhalt des Schreibens 

Kapitel I Grundsätze der Einkünftekorrektur 

Kapitel II Bedeutung der OECD-Verrechnungspreisleitlinien für die Prüfung der 
grenzüberschreitenden Geschäftsbeziehungen 

Kapitel III Leitlinien 

Kapitel IV Weitere allgemeine Grundsätze 

Kapitel V Glossar 

Anwendung 

Das Schreiben soll mit Ausnahme der Regelungen zur Funktionsverlagerung 
(Kapitel I.) auf alle offenen Fälle anzuwenden sein; siehe insbesondere Rn. 2.3. 
Kapitel I. ist auf Funktionsverlagerungen anzuwenden, die nach dem 31. 
Dezember 2021 verwirklicht werden. Für Funktionsverlagerungen, die vor dem 1. 
Januar 2022 verwirklicht werden, sollen die Regelungen des BMF-Schreibens 
vom 13. Oktober 2010 (BMF-Schreiben betr. die „Grundsätze für die Prüfung der 
Einkunftsabgrenzung zwischen nahe stehenden Personen in Fällen 
von grenzüberschreitenden Funktionsverlagerungen – Verwaltungsgrundsätze 
Funktionsverlagerung“ vom 13. Oktober 2010 (IV B 5 – S 1341/08/10003, BStBl I 
S. 774) gelten. 

Die folgenden BMF-Schreiben werden mit Veröffentlichung des Schreibens im 
BStBl aufgehoben: 

• BMF-Schreiben betr. die Veröffentlichung der BFH-Urteile v. 17. 
Dezember 2014 – I R 23/13, und v. 24. Juni 2015 – I R 29/14; 
Nichtanwendung der Urteilsgrundsätze in vergleichbaren Fällen 
vom 30. März 2016 (IV B 5 – S 1341/11/10004 :07, BStBl I 
2016 S. 455). 
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• BMF-Schreiben betr. die „Grundsätze für die Korrektur von 
Einkünften gemäß § 1 AStG“ vom 14. Juli 2021 (IV B 5 – S 
1341/19/10017 :001, BStBl I 2021 S. 1098). 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 6. Juni 2023, IV B 5 - S 1341/19/10017 :003.  

 

BMF: Anwendung des § 6a GrEStG (GlE) 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 6. Juni 2023 die gleich 
lautenden Erlasse der obersten Finanzbehörden der Länder zur Anwendung des 
§ 6a Grunderwerbsteuergesetz (GrEStG) veröffentlicht. 

Hintergrund 

Mit dem Gesetz zur Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes vom 12. Mai 2021 
(BGBl. I, 986) wurde neben der Änderung des § 1 Absatz 2a GrEStG sowie der 
Neueinfügung eines Absatzes 2b in § 1 GrEStG der Anwendungsbereich der 
Steuervergünstigung in § 6a GrEStG um diesen neuen Erwerbsvorgang mit 
Wirkung zum 1. Juli 2021 erweitert. Die Beispiele bilden die Rechtslage nach dem 
30. Juni 2021 entsprechend § 23 Absatz 18 GrEStG ab, soweit sich aus der 
Sachverhaltsdarstellung nichts anderes ergibt. 
Unter der Überschrift „Steuervergünstigung bei Umstrukturierungen im Konzern“ 
gibt die Vorschrift eine eigenständige Beschreibung für die an einem 
begünstigungsfähigen Erwerbsvorgang beteiligten Rechtsträger. Der Kreis der an 
einem nach § 6a GrEStG begünstigungsfähigen Erwerbsvorgang beteiligten 
Rechtsträger ist beschränkt auf das herrschende Unternehmen und/oder von 
diesem abhängige Gesellschaften. Die beteiligten Rechtsträger behalten ihre 
Eigenschaft als eigenständige Rechtsträger bei. 
 
Inhalt des Erlasses: 
 

1. Allgemeines (u.a. Auflistung der Grundsatzurteile des BFH zur 
Anwendung des § 6a GrEStG) 
 
2. Begünstigungsfähige Erwerbsvorgänge 
 
2.1 Umwandlungsvorgänge nach UmwG 
2.2 weitere Umwandlungsvorgänge 
2.3 Einbringungen und andere Erwerbsvorgänge auf gesellschaftsvertraglicher 
Grundlage 
2.4 Besonderheiten bei Fällen des § 1 Absatz 2a Satz 1 und Absatz 2b Satz 1 
GrEStG 
2.5 Besonderheiten bei Fällen des § 1 Absatz 3 GrEStG 
2.6 Besonderheiten bei Fällen der §§ 5 und 6 GrEStG 
 
3. Beteiligte 
 
3.1 herrschendes Unternehmen 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Internationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2023-06-06-Verwaltungsgrundsaetze-Verrechnungspreise-2023.pdf?__blob=publicationFile&v=2


4 

3.2 abhängige Gesellschaften 
 
4. Folgen der Nichteinhaltung der Nachbehaltensfrist 
 
4.1 Anzeigepflicht 
4.2 verfahrensrechtliche Folgen 
 
5. Verhältnis der §§ 5, 6 GrEStG zu § 6a GrEStG 

Fundstelle 

GlE vom 25. Mai 2023.   

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Grundsteuer_Grunderwerbsteuer/2023-05-25-Anwendung-Par-6a-GrEStG.pdf?__blob=publicationFile&v=3


5 

Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 9. Juni 2023 

 
 
Aus steuerrechtlicher Sicht ist es nicht zu beanstanden, ein 
Versorgungsversprechen der Kapitalgesellschaft nicht von dem 
endgültigen Ausscheiden des Begünstigten aus dem 
Dienstverhältnis als Geschäftsführer, sondern allein von dem 
Erreichen der Altersgrenze abhängig zu machen. Wird allerdings 
nach dem Eintritt des Versorgungsfalles neben der 
Versorgungsleistung bei voller Weiterbeschäftigung als 
Geschäftsführer für diese Tätigkeit lediglich ein reduziertes Gehalt 
gezahlt, liegt nach der Maßgabe eines hypothetischen 
Fremdvergleichs dann keine gesellschaftliche Veranlassung vor, 
wenn die Gehaltszahlung die Differenz zwischen der 
Versorgungszahlung und den letzten Aktivbezügen nicht 
überschreitet. 
Zum Urteil 
 
Werden durch Wertpapierdarlehen zwischen einer Mutter- und 
ihrer Tochtergesellschaft Ansprüche auf bereits aufgelaufene 
Zinsen aus den überlassenen verzinslichen Wertpapieren unter 
Verzicht auf die Vereinbarung von Kompensationszahlungen auf 
die Tochtergesellschaft übertragen, liegt darin eine verdeckte 
Einlage.  
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
Fallen die Kommanditisten einer KG, die an dieser Gesellschaft 
zugleich typisch still beteiligt sind oder dieser Gesellschaft 
Darlehen gewährt haben, mit ihren stillen Einlagen oder 
Darlehensforderungen im Rahmen der Aufgabe des Betriebs der 
Mitunternehmerschaft teilweise aus, gehört der hierdurch 
entstehende Verlust zu den Einkünften nach § 16 Abs. 3 EStG und 
ist mit dem nach § 5a Abs. 1 EStG ermittelten Gewinn abgegolten 
(§ 5a Abs. 5 Satz 1 EStG). 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 

Urteil I R 41/19: vGA - 
Versorgungszahlung 
und Geschäfts-
führergehalt 
 
 
 
 
 
 
 
15. März 2023 
 

Urteil I R 24/20: 
Verdeckte Einlage 
durch Zuwendung 
eines Anspruchs auf 
bereits aufgelaufene 
Zinsen an 
Tochtergesellschaft 
 
 
 
 
15. März 2023 
 

 

 
Urteil IV R 20/20: 
Ausfall des Gesell-
schafterdarlehens 
oder der Forderung 
aus typisch stiller 
Beteiligung im 
Rahmen der Aufgabe 
des Betriebs der 
Mitunternehmerschaft 
von Abgeltungs-
wirkung umfasst 
20. April 2023 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310119/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310120/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310121/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Hausreinigung und die Folgen für die erweiterte Kürzung gemäß § 9 Nr. 1 
Satz 2 GewStG 
Die Reinigung von Gemeinschaftsflächen und Zuwegen zu den bei der 
Verwaltung eigenen Grundbesitzes genutzten Räumlichkeiten kann unabhängig 
davon, wem das Gebäude gehört und ob es sich um ein reines Wohngebäude 
oder um eine Gewerbeimmobilie handelt, unmittelbar zur Verwaltung des eigenen 
Grundbesitzes i.S. des § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG gehören. Erhält der Mieter 
(Nutzer) ein Entgelt für die Reinigungsleistungen, sind diese jedoch regelmäßig 
nicht mehr der Verwaltung des eigenen Grundbesitzes zuzuordnen. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Zwischen den Beteiligten ist die erweiterte Kürzung des Gewerbeertrags der 
Klägerin gemäß § 9 Nr. 1 Satz 2 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) im 
Streitjahr 2012 streitig. 
Die Klägerin, die als GmbH der Gewerbesteuer (§ 2 Abs. 2 Satz 1 GewStG) 
unterliegt, kaufte und verkaufte Grundbesitz, bebaute Grundstücke für eigene und 
fremde Rechnung und war Eigentümerin von fremdvermieteten Wohnimmobilien, 
die von einer anderen GmbH verwaltet wurden. Ihren Sitz hatte die Klägerin im 
Streitzeitraum im Obergeschoss eines im Eigentum ihrer Gesellschafter-
Geschäftsführer (Gesellschafter) stehenden Gebäudes mit vier Wohnungen. Die 
beiden Wohnungen im Erdgeschoss waren fremdvermietet, die Wohnungen im 
Obergeschoss nutzten die Gesellschafter -ein Ehepaar- zu Wohn- und 
Geschäftsführungszwecken. Zwischen der Klägerin und den Gesellschaftern gab 
es keine schriftliche Vereinbarung zur Raumnutzung; die Klägerin zahlte die auf 
sie entfallenden Kosten. 
Am 18. Dezember 2012 berechnete die Klägerin den Gesellschaftern 1.647 € für 
2011 und 1.647,84 € für 2012 für die Reinigung des Treppenhauses und des 
Hauseingangspodests der Immobilie durch eine geringfügig Beschäftigte der 
Klägerin. 
In der Gewerbesteuererklärung für 2012 beantragte die Klägerin die erweiterte 
Kürzung des Gewerbeertrags nach § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG, die vom Finanzamt 
unter dem Vorbehalt der Nachprüfung berücksichtigt wurde. 
Nach einer Außenprüfung erließ das Finanzamt einen gemäß § 164 Abs. 2 AO 
geänderten Bescheid und gewährte der Klägerin nur die einfache Kürzung gemäß 
§ 9 Nr. 1 Satz 1 GewStG. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Berlin-Brandenburg hatte keinen Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Die Vorentscheidung ist im Ergebnis richtig (§ 126 Abs. 4 der 
Finanzgerichtsordnung (FGO)), denn anders als von der Klägerin vertreten, 
erfordert eine "Betreuung" von Wohnungsbauten i.S. des § 9 Nr. 1 Satz 2 
GewStG mehr als die Reinigung des Hauseingangspodestes und des 
Treppenhauses. 
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Hätte der Gesetzgeber die Betreuung von Wohnungsbauten auf reine 
Verwaltungstätigkeiten und bestimmte Tätigkeiten nach dem WEG beschränken 
und die praktische Objektbetreuung vor Ort ausschließen wollen, hätte es 
nahegelegen, die Formulierung "Wohnungsbauten verwalten" zu verwenden. 
Stattdessen hat der Gesetzgeber jedoch das Wort "betreuen" gewählt. Die 
Betreuung von Wohnungsbauten umfasst zwar unstreitig deren Verwaltung und 
bestimmte Tätigkeiten nach dem WEG, schließt aber auch die praktische 
Objektbetreuung mit ein. Der Begriff der Betreuung ist sowohl in der Bauphase 
(Baubetreuung) als auch in der Bewirtschaftungsphase 
(Bewirtschaftungsbetreuung) weiter als der Begriff der Verwaltung. 
Betreuung von Wohnungsbauten i.S. des § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG ist sowohl die 
Baubetreuung als auch die Bewirtschaftungsbetreuung des bereits fertiggestellten 
Gebäudes im Sinne der Verwaltung der Immobilie und der praktischen 
Objektbetreuung vor Ort. Letztere setzt voraus, dass sich der Betreuer um das 
Gesamtobjekt kümmert und in Abwesenheit der Eigentümer und eines Vertreters 
der Verwaltung die Hauptverantwortung für das Objekt trägt und als 
Hauptansprechpartner dient. 
Anders als die Klägerin vorträgt, gehört die Reinigung der Gemeinschaftsflächen 
im Streitfall nicht zur Verwaltung und Nutzung ihres eigenen Grundbesitzes. Denn 
die Klägerin hat die Reinigung des Treppenhauses und des 
Hauseingangspodestes gegen Entgelt übernommen. 
Angesichts des eindeutigen Wortlauts der Vorschrift des § 9 Nr. 1 Sätze 2 und 3 
GewStG und des daraus von der Rechtsprechung abgeleiteten sog. 
Ausschließlichkeitsgebots (BFH, Urteil vom 11. April 2019, III R 36/15, BStBl II 
2019, 705, Rz 36, m.w.N.) kommt es entgegen der Auffassung der Klägerin nicht 
entscheidend darauf an, ob die schädliche Nebentätigkeit -hier das nicht unter 
einen Tatbestand der unschädlichen oder erlaubten Nebentätigkeit fallende 
entgeltliche Reinigen einer fremden Immobilie- mit oder ohne 
Gewinnerzielungsabsicht ausgeübt wird. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 16. Februar 2023 (III R 49/20), veröffentlicht am 1. Juni 2023. 
 
Anrechnung ausländischer Steuer nach § 34c EStG 
Höchstbetrag für die Anrechnung einer ausländischen Steuer auf die inländische 
Steuer nach § 34c EStG ist die festgesetzte und gezahlte ausländische Steuer; 
dabei gilt eine zeitliche und sachliche Begrenzung, so dass nur die Steuer 
anrechenbar ist, die auf die im Veranlagungszeitraum bezogenen und in die 
inländische Veranlagung als "ausländische Einkünfte" i.S. des § 34d EStG 
einbezogenen Einkünfte entfällt ("Verhältnisrechnung"). Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Der Kläger war an drei Gesellschaften mit Sitz in den Vereinigten Staaten von 
Amerika (USA) beteiligt (eine Kapitalgesellschaft in der Rechtsform einer Inc. und 
zwei Personengesellschaften in der Rechtsform einer LLC). Im Jahr 2010 
(Streitjahr) bezog der Kläger in den USA dort deklarierte Einkünfte aus mehreren 
Einkunftsquellen, die der US-amerikanischen Besteuerung unterlagen, u.a. 
Gewinne aus der Veräußerung der genannten US-Beteiligungen. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310114/
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Die Beteiligten streiten darüber, mit welchem Betrag eine ausländische 
Einkommensteuer im Rahmen der inländischen Einkommensteuer-Veranlagung 
anrechenbar ist, wenn aus dem ausländischen Staat positive -einer sog. 
Schedulenbesteuerung (hier: "Capital Gains Tax") unterliegende- Einkünfte 
bezogen werden, die zum Teil in die inländische Bemessungsgrundlage eingehen 
(Veräußerung einer Kapitalgesellschafts-Beteiligung) und zum Teil dem 
inländischen Progressionsvorbehalt unterliegen (Veräußerung von 
Personengesellschafts-Beteiligungen), diese aber bei der ausländischen 
Veranlagung im Rahmen der Ermittlung eines "Taxable Income" (Ermittlung eines 
Gesamteinkommens u.a. unter Verrechnung von Verlustvorträgen aus den 
ausländischen Personengesellschafts-Beteiligungen) als Bemessungsgrundlage 
für einen einheitlichen Steuertarif einbezogen werden. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Nürnberg hatte keinen Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Die Tatbestandsvoraussetzungen für eine Anrechnung der US-amerikanischen 
Einkommensteuer auf die nationale Einkommensteuer (§ 34c Abs. 1 i.V.m. Abs. 6 
EStG) sind dem Grunde nach erfüllt. Dies steht zwischen den Beteiligten nicht im 
Streit und ist (mit Blick auf die ausführliche Darlegung der in vergleichbaren 
Situationen einschlägigen Rechtsgrundlagen z.B. im BFH, Urteil vom 17. August 
2022, I R 14/19) nicht näher zu erläutern. 
Das Finanzgericht hat im angefochtenen Urteil die Höhe der anrechenbaren US-
amerikanischen Einkommensteuer rechtsfehlerfrei berechnet. 
Die allgemeinen Rechtsgrundsätze zur Berechnung der Höhe der anrechenbaren 
ausländischen Steuer (§ 34c Abs. 1 Satz 2 EStG) sind nicht im Streit. 
Ausgangspunkt (und zugleich Höchstbetrag für die Anrechenbarkeit) ist die 
festgesetzte und gezahlte ausländische Steuer (z.B. BFH, Urteil vom 21. Mai 
1986, I R 37/83). Alsdann erfolgt eine zeitliche und sachliche Begrenzung, so 
dass nur die Steuer anrechenbar ist, die auf die im Veranlagungszeitraum 
bezogenen Einkünfte entfällt. 
Wird die ausländische Steuer als Quellensteuer nur von den Bruttoeinnahmen 
erhoben, die ihrerseits in die Ermittlung der ausländischen Einkünfte i.S. des § 
34d EStG eingehen, "entfällt" diese Quellensteuer auf die ausländischen 
Einkünfte. Fließen in die ausländische Bemessungsgrundlage der ausländischen 
Steuer allerdings auch solche Einkünfte ein, die aus der Sicht des 
Ansässigkeitsstaats nicht ausländische i.S. des § 34d EStG sind, ist die 
ausländische Steuer entsprechend den Ansätzen in der ausländischen 
Bemessungsgrundlage aufzuteilen in die, die auf die ausländischen Einkünfte 
entfällt, und in die, die auf die nichtausländischen Einkünfte entfällt 
("Verhältnisrechnung"). 
Eine Verhältnisrechnung (im Streitfall nach Maßgabe der 
steuerauslösenden/positiven Einkünfte) ist auch dann vorzunehmen, wenn im 
Ausland zwar eine Schedulenbesteuerung für bestimmte Einkünfte vorgesehen ist 
(hier: US-amerikanische "Capital Gain Tax"), aber in der konkreten Veranlagung 
der Steuersatz der Schedule -als Ergebnis einer "Günstigerrechnung"- letztlich 
einheitlich auf das (auch andere Einkünfte und Abzugsposten enthaltene) 
Gesamteinkommen ("Taxable Income") angewendet wird. 
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ZUM SEMINAR 

Fundstelle 
BFH, Urteil vom 15. März 2023 (I R 8/20), veröffentlicht am 1. Juni 2023. 

 
Business Meldungen 
 
Die Regulierung der Nutzung von Künstlicher Intelligenz in der Europäischen 
Union 
  
Verordnungsentwurf der Europäischen Kommission Die Europäische Kommission 
hat den Entwurf für eine Verordnung für die Regulierung des Einsatzes von 
künstlicher Intelligenz (KI) in der Europäischen Union vorgelegt (Vorschlag für 
eine Verordnung des Europäischen Parlamentes und des Rates zur Festlegung 
harmonisierter Vorschriften für Künstliche Intelligenz (Gesetz über Künstliche 
Intelligenz) COM/2021/206 final). Wir fassen hier die wesentlichen Inhalte des 
Verordnungsentwurfs zusammen. 
 
Den gesamten Beitrag finden Sie hier.  

 
Terminplaner 
  
Webinar-Reihe – Digital Breakfast 
Smart VAT 
Webinar, 20.06. 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

https://www.pwc-events.com/digital-breakfast
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310112/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/237694/die-regulierung-der-nutzung-von-kuenstlicher-intelligenz-in-der-europaeischen-union/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

 

Redaktion  
 
Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: (0 69) 95 85-5680 
gabriele.nimmrichter@pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: (0 511) 53 57-3242 
gunnar.tetzlaff@pwc.com 
 

 

Datenschutz 
 
Die Datenverarbeitung für den Versand des 
Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den 
Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 
damit widerrufen 
 
© 2023 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 

. 
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